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I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  
 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG (gemäß § 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB  

1.1 Allgemeines Wohngebiet (WA 1 und WA 2) 
Im Allgemeinen Wohngebiet (WA 1 und WA 2) sind die gemäß § 4 Abs. 3 
BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen: 

• Betriebe des Beherbergungsgewerbes,  
• Gartenbaubetriebe, 
• Tankstellen  

gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und 
somit unzulässig. 

 

1.2 Mischgebiet (MI 1 und MI 2) 
Im Mischgebiet (MI 1 und MI 2) sind die gemäß § 6 Abs. 2 BauNVO 
zulässigen Nutzungen:  

• Gartenbaubetriebe, 
• Tankstellen, 
• Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO in den 

Teilen des Gebiets, die überwiegend durch gewerbliche Nutzungen 
geprägt sind sowie  

• sonstige Gewerbebetriebe gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO, soweit 
es sich um Bordelle und bordellartige Nutzungen handelt 

gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig. 

 

Im Mischgebiet (MI 1 und MI 2) sind die gemäß § 6 Abs. 2 BauNVO 
zulässigen Nutzungen: 

• Einzelhandelsbetriebe 

gemäß § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO nicht zulässig. 

 

Im Mischgebiet (MI 1 und MI 2) sind die gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO 
ausnahmsweise zulässigen Nutzungen: 

• Vergnügungsstätten, im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO 
außerhalb der in § 6 Abs. 2 Nr. 8 BauNVO bezeichneten Teile des 
Gebiets 

gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und 
somit unzulässig.  

 

 

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (gemäß § 9 ABS. 1 NR. 1 BauGB 
i.V.m. § 18 bis 20 BauNVO) 
Zulässige Grundfläche  
Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes Teilbereich WA 2 sowie 
innerhalb des Mischgebietes Teilbereiche MI 1 und MI 2 darf gemäß § 19 
Abs. 4 BauNVO die festgesetzte GRZ von 0,6 durch bauliche Anlagen 
unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird, bis zu einer GRZ von maximal 0,8 überschritten werden. 
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3. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB i.V.m. § 23 Abs. 4 BauNVO) 

3.1 Baugrenzen  
Baugrenzen dürfen ausnahmsweise gemäß § 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO 
durch Terrassen, Terrassenüberdachungen und Wintergärten, auch 
wenn letztere als Aufenthaltsräume gemäß § 2 Abs. 7 BauO NRW zu 
bewerten sind, um maximal 4 m überschritten werden. Wintergärten sind 
bauliche Anlagen, bei denen mindestens eine Außenwand und das Dach 
mindestens zu 85 % in transparenter Ausführung (z.B. Glas, 
transparente Kunststoffe) hergestellt sind. 

Eine Überschreitung der Baugrenzen durch Balkone und Altane ist 
gemäß § 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO um bis zu 2 m ausnahmsweise 
zulässig. 

Treppenhäuser, Erker und Eingangsüberdachungen oder andere aus der 
Gebäudefront heraustretende Gebäudeteile dürfen ausnahmsweise 
gemäß § 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO die Baugrenzen um bis zu 1,5 m 
überschreiten. 

 

 

4. GARAGEN, CARPORTS, TIEFGARAGEN UND NEBENANLAGEN 
(gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 und § 14 BauNVO)  

4.1 Oberirdische Garagen und Carports 
Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA 1 und WA 2) sind 
oberirdische Garagen und Carports nur in den überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. Außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen sind oberirdische Garagen und Carports nur in den 
seitlichen Abstandsflächen des jeweiligen Gebäudes zulässig. Innerhalb 
der nicht überbaubaren Grundstücksflächen zwischen Baugrenzen 
einschließlich deren Verlängerung und der festgesetzten 
Straßenverkehrsfläche sowie den Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung „Verkehrsberuhigter Bereich“ (Vorgärten) sind 
oberirdische Garagen und Carports unzulässig.  

Bei Eckgrundstücken können Ausnahmen von dieser Festsetzung 
gestattet werden, wenn ein 1 m breiter Randstreifen zur öffentlichen 
Verkehrsfläche zur Eingrünung von Bebauung freigehalten wird. 

 

4.2 Tiefgaragen 
Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes Teilbereich WA 2 sowie 
innerhalb des Mischgebietes Teilbereiche MI 1 und MI 2 sind 
Tiefgaragen und ihre Zufahrten innerhalb und außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

Ausgenommen von der Festsetzung in Satz 1 ist die gemäß § 9 FStrG 
nachrichtlich übernommene Bauverbotszone entlang der B 236 
(s. III. Nachrichtliche Übernahmen).  

 

4.3 Nebenanlagen Vorgärten 
Innerhalb der nicht überbaubaren Grundstücksflächen zwischen 
Baugrenzen einschließlich deren Verlängerung und der festgesetzten 
Straßenverkehrsfläche sowie den Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung „Verkehrsberuhigter Bereich“ sind 
Fahrradabstellanlagen und Einrichtungen für Abfallbehälter sowie 
Zuwegungen zulässig.  
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Sonstige Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind in dem in 
Satz 1 bezeichneten Bereich unzulässig. 
 

 

5. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR 
ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT (gemäß 
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

5.1 Maßnahme M1 „Eingrünung – Gehölzsaum“ 
In den mit M1 bezeichneten Flächen ist eine Eingrünung mit heimischen 
Sträuchern (mehrreihig im Pflanzabstand 1 x 1 m) zu pflanzen, zu 
entwickeln und dauerhaft zu erhalten (s. beispielhaft hierzu Pflanzliste A 
in Kapitel V).  

 

5.2 Maßnahme M2 „Regenrückhaltebecken“ 
In den mit M2 bezeichneten Flächen ist eine geeignete Blühmischung 
(regiozertifizierte Mischungen der Region 2 „Westdeutsches Tiefland mit 
unterem Weserbergland“ mit einem Anteil von 70 % Gräsern und 30 % 
Blumen/Kräutern und Leguminosen) zu verwenden.  

 

5.3 Maßnahme M3 „Heckenanpflanzungen“ 
In den mit M3 (M3.1, M3.2 und M3.3) bezeichneten Flächen ist jeweils 
eine einreihige, heimische Schnitthecke (mind. 2-fach verpflanzt, 
50 – 80 cm hoch) zu pflanzen, zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten. 
Es sind strauchartig wachsende Gehölze zu verwenden, die aufgrund 
ihrer Wuchsform und Schnittverträglichkeit für Hecken geeignet sind und 
speziell dafür angezogen wurden (s. beispielhaft hierzu Pflanzliste A in 
Kapitel V) (s. auch bauordnungsrechtliche Festsetzung Nr. 2.3 zu 
Maßnahmen M3.2 und M3.3 „Heckenanpflanzungen“).  

 

5.4 Maßnahme M4 „Obstbaumwiese“ 
In der mit M4 bezeichneten Fläche ist eine Obstbaumwiese mit 
regionalen Obstbaumsorten zu pflanzen, zu entwickeln und dauerhaft zu 
erhalten (s. beispielhaft hierzu Pflanzliste B in Kapitel V).  

Die Hinweise zur Anlage, Unterhaltung und Pflege von Obstbaumwiesen 
des Kreises Unna (2006) sind zu beachten.  

 

5.5 Maßnahme M5 „Sonstige Grünanlage“ 
In den mit M5 bezeichneten Flächen sind insgesamt 2.420 m² 
Extensivwiese und 1.736 m² Intensivrasen zu pflanzen, zu entwickeln 
und dauerhaft zu erhalten.  
Es sind zudem 1.108 m² Wege mit einer Decke aus Holzhäckseln und 
995 m² Wege mit einer wassergebundenen Decke anzulegen, zu pflegen 
und dauerhaft zu erhalten. 
Für die Extensivwiese ist eine geeignete Blühmischung (regiozertifizierte 
Mischungen der Region 2 „Westdeutsches Tiefland mit unterem 
Weserbergland“ mit einem Anteil von 70 % Gräsern und 30 % 
Blumen/Kräutern und Leguminosen) zu verwenden.  

In den mit M5 bezeichneten Flächen sind zudem insgesamt 26 
großkronige Bäume 1. Ordnung zu pflanzen, zu entwickeln und dauerhaft 
zu erhalten (s. beispielhaft hierzu Pflanzliste C in Kapitel V).  
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5.6 Stellplätze, Zufahrten und Wege  
Private Stellplätze für Kraftfahrzeuge, deren Zufahrten und private Wege 
sind aus wasser- und luftdurchlässigen Materialien (z.B. 
Rasengittersteine, Fugenpflaster) herzustellen. 

 

5.7 Einsatz von Sekundärbaustoffen 
Die bautechnische Verwertung und der Einsatz von Sekundärbaustoffen 
(Recyclingbaustoffe/Bauschutt) oder schadstoffbelasteten Boden-
materialien der Einbauklasse Z 1.1, Z 1.2 und Z 2 der LAGA Boden 
(LAGA - Länderarbeitsgemeinschaft Abfall, 2004) ist aufgrund des hohen 
Grundwasserstandes nicht zulässig. 

Es sind ausschließlich geogene Baustoffe der Einbauklasse Z 0 der 
LAGA Boden - Länderarbeitsgemeinschaft Abfall, 2004 zulässig. 

 

 

6. MASSNAHMEN FÜR DIE ERZEUGUNG, NUTZUNG ODER 
SPEICHERUNG VON STROM, WÄRME ODER KÄLTE AUS 
ERNEUERBAREN ENERGIEN ODER KRAFT-WÄRME-KOPPLUNG 
(gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB) 

Bei der Errichtung von Ein- und Zweifamilienhäusern sind 
Photovoltaikanlagen mit einer Mindestanlagenleistung von 3 kWp zu 
installieren. 

Bei der Errichtung aller übrigen Gebäude ist eine Photovoltaikanlage mit 
einer Mindestanlagenleistung von 15 kWp zu installieren.  
Dies gilt nicht für Garagen und Carports sowie Nebenanlagen im Sinne 
des §14 BauNVO. 

 

 

7. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN 
UMWELTEINWIRKUNGEN IM SINNE DES BUNDES-IMMISSIONS-
SCHUTZGESETZES (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

7.1 Festsetzungen zum Schutz vor Verkehrslärm 
7.1.1 Lärmpegelbereiche 

Zum Schutz vor Verkehrslärm müssen bei Errichtung, Änderung oder 
Nutzungsänderung von Gebäuden mit Fassaden in den zeichnerisch 
festgesetzten Bereichen mit Lärmpegelbereichen an den 
Außenbauteilen von nicht nur vorübergehend zum Aufenthalt von 
Menschen vorgesehenen Räumen (schutzbedürftige Räume) 
mindestens die Anforderungen an die gesamten bewerteten 
Schalldämm-Maße (R´w,ges) gemäß den ermittelten und 
ausgewiesenen Bereichen der Lärmpegelbereiche mit den 
entsprechenden maßgeblichen Außenlärmpegeln nach Formel 6 
(R´w,ges = La – KRaumart) der DIN 4109-1:2018-01 (Schallschutz im 
Hochbau – Teil 1: Mindestanforderungen) erreicht werden. 

Dabei sind: 

erf. R'w,ges  =  erforderliches Schalldämmmaß der gesamten 
Außenfläche der schutzbedürftigen Aufenthaltsräume 

KRaumart  =  Raumartspezifische Anforderung 
La  =  Außenlärmpegel 
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Anforderung nach 
DIN 4109-1:2018-01 

Wohn- und  
Schlafräume und  
Unterrichtsräume 

Büroräume und  
Ähnliches 

erf. R'w,ges = La - 
KRaumart 

KRaumart = 30 dB KRaumart = 35 dB 

Mindestanforderung* erf. R'w,ges ≥ 30 dB erf. R'w,ges ≥ 30 dB 
 

Lärmpegelbereich 
 

Maßgeblicher Außenlärmpegel La 
dB 

II 56 bis 60 

III 61 bis 65 

IV 66 bis 70 

V 71 bis 75 

 

7.1.2 Schallgedämmte Lüftungssysteme 
Innerhalb der festgesetzten Bereiche mit den Lärmpegelbereichen III bis 
V sind für Aufenthaltsräume in Ein-Zimmer-Wohnungen, Schlafräume 
und Kinderzimmer schallgedämmte Lüftungssysteme oder gleichwertige 
Maßnahmen (z. B. zentrale Lüftungsanlagen) vorzusehen. 

7.1.3 Außenwohnbereiche 
Innerhalb des zeichnerisch festgesetzten Bereiches mit 
Beurteilungspegeln von > 62 dB(A) sind zum Schutz vor Verkehrslärm 
im Allgemeinen Wohngebiet Teilbereich WA 2.1 und im Mischgebiet 
(MI 1 und MI 2) Außenwohnbereiche nicht zulässig. 

Ausnahmsweise kann von der Festsetzung unter Satz 1 abgewichen 
werden, wenn durch bauliche Schallschutzmaßnahmen (verglaste 
Loggien und Balkone, Wintergärten oder vergleichbare 
Schallschutzmaßnahmen o. ä.) sichergestellt ist, dass ein 
Beurteilungspegel von maximal 62 dB(A) tags nicht überschritten wird. 

7.1.4 Ausnahmen 
Es können in Abstimmung mit den zuständigen Fachbehörden 
Abweichungen von den getroffenen Festsetzungen in Ziffer 7.1.1. bis 
7.1.3 zugelassen werden, sofern im baurechtlichen Verfahren im 
Rahmen eines Einzelnachweises gutachterlich nachgewiesen wird, dass 
aus der tatsächlichen Lärmbelastung durch Standortveränderungen oder 
Abschirmwirkung geringere Anforderungen an den passiven Lärmschutz 
resultieren oder wenn gutachterlich nachgewiesen wird, dass andere 
geeignete Maßnahmen ausreichen. 

 

7.2 Festsetzungen zum Schutz vor Gewerbelärm 
Innerhalb des Mischgebietes MI 2 sind bei Neu-, Um- und Anbauten von 
Gebäuden in dem mit  bezeichneten Bereich öffenbare Fenster 
oder sonstige Öffnungen zu Aufenthaltsräumen von Wohnungen und 
sonstigen schutzbedürftigen Räumen unzulässig. 

Es können Ausnahmen von der in Satz 1 getroffenen Festsetzung 
zugelassen werden, soweit durch einen Sachverständigen für 
Schallschutz nachgewiesen wird, dass durch Abschirmwirkung oder 



6 

   

  

andere geeignete Maßnahmen die Anforderungen der TA Lärm 
eingehalten werden. 

 

 

8. ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)  

8.1 Dachbegrünung  
Flachdächer und geneigte Dächer von Gebäuden und Garagen mit einer 
Dachneigung von 0 – 15° sind unter Beachtung der 
brandschutztechnischen Bestimmungen mit einer standortgerechten 
Vegetation mindestens extensiv zu begrünen.  

Von der Dachbegrünung ausgenommen sind begehbare Dachterrassen, 
verglaste Flächen und technische und sonstige Aufbauten, soweit sie 
nach anderen Festsetzungen auf der Dachfläche zulässig sind. Die 
Ausnahme von der Verpflichtung zur Begrünung gilt nicht für 
aufgeständerte Photovoltaikanlagen. 

Das Dachbegrünungssubstrat ist entsprechend der jeweils bei Eingang 
des Bauantrages als Richtlinie eingeführten Fassung der FLL 
(Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V.) - 
Dachbegrünungsrichtlinie vorzusehen. 

 

8.2 Tiefgaragenbegrünung  
Decken von Tiefgaragen und unterirdischen Gebäudeteilen sind - soweit 
sie nicht durch Gebäude, Terrassen oder Erschließungsflächen überbaut 
werden - mit einer strukturreichen Mischvegetation aus Laubbäumen, 
Laubsträuchern und bodendeckender Bepflanzung dauerhaft zu 
begrünen. 

Die Vegetationsfläche ist aus einer 60 cm starken Bodensubstratschicht 
zuzüglich einer Drainschicht von 8 cm Stärke fachgerecht aufzubauen. 

Für Baumpflanzungen ist die Stärke der Bodensubstratschicht auf 
mindestens 100 cm zuzüglich einer Drainschicht von 8 cm zu erhöhen. 

Das Begrünungssubstrat ist entsprechend der jeweils bei Eingang des 
Bauantrages als Richtlinie eingeführten Fassung der FLL 
(Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V.) -
Dachbegrünungsrichtlinie vorzusehen. 

 

8.3 Straßenbäume  
8.3.1 Straßenverkehrsfläche 

Innerhalb der Straßenverkehrsfläche sind mindestens 10 
standortgerechte Laubbäume (Hochstamm, 2 x verpflanzt, mindestens 
18-20 cm Stammumfang) zu pflanzen, zu entwickeln und dauerhaft zu 
erhalten. 

8.3.2 Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: 
Verkehrsberuhigter Bereich 

Innerhalb der Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung: 
„Verkehrsberuhigter Bereich“ sind mindestens 14 standortgerechte 
Laubbäume (Hochstamm, 2 x verpflanzt, mindestens 18-20 cm 
Stammumfang) zu pflanzen, zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten. 
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8.4 Vorgärten 
Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes Teilbereiche WA 1 und WA 2 
und innerhalb des Mischgebietes Teilbereiche MI 1 und MI 2 sind die 
nicht überbaubaren Grundstücksflächen zwischen Baugrenzen 
einschließlich deren Verlängerung und der festgesetzten 
Straßenverkehrsfläche sowie den Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung „Verkehrsberuhigter Bereich“ zu mindestens 50% 
des jeweiligen Baugrundstücks wasseraufnahmefähig herzustellen, zu 
begrünen und mit Sträuchern, Bodendeckern und Stauden zu 
bepflanzen, zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten.  
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II. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
(gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 Abs. 2 BauO NRW) 

1. Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie  
Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind Ebenen gleich zur 
Dachhaut zu errichten. Aufgeständerte Anlagen sind nur bei 
Flachdächern und flach geneigten Dächern von 0-15° zulässig. 

 

2. Einfriedungen 
2.1 Heckenanpflanzungen Vorgärten 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA 1 und WA 2) und des 
Mischgebietes (MI 1 und MI 2) sind in den Bereichen zwischen den 
festgesetzten Baugrenzen einschließlich deren Verlängerung und der 
festgesetzten Straßenverkehrsfläche sowie den Verkehrsflächen 
besonderer Zweckbestimmung „Verkehrsberuhigter Bereich“ als 
Einfriedungen heimische Gehölze mit einer Höhe von maximal 0,8 m 
oder Laubhecken mit einer Höhe von maximal 0,8 m zulässig (s. 
beispielhaft hierzu Pflanzliste A in Kapitel V).  

 

2.2 Heckenanpflanzungen an Verkehrsflächen 
Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA 1 und WA 2) und des 
Mischgebietes (MI 1 und MI 2) sind in den Bereichen zwischen den 
festgesetzten Baugrenzen einschließlich deren Verlängerung und der 
festgesetzten Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung „Fuß- und 
Radweg“ sowie den öffentlichen Grünflächen als Einfriedungen 
heimische Gehölze oder Laubhecken jeweils in Kombination mit 
transparenten Einfriedungen (z. B. Holzlattenzäune, Stabgitterzäune 
ohne Sichtschutzstreifen, Maschendraht) mit einer Höhe von maximal 
1,6 m oder nur heimische Gehölze oder nur Laubhecken mit einer Höhe 
von maximal 1,6 m zulässig (s. beispielhaft hierzu Pflanzliste A in Kapitel 
V).  

 

2.3 Maßnahmen M3.2 und M3.3 „Heckenanpflanzungen“ 
Abweichend von den Festsetzungen unter Punkt 5.3 sind Schnitthecken 
in den mit M3.2 bezeichneten Flächen mit einer Höhe von mindestens 
1,6 m zu pflanzen, zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten.  

Abweichend von den Festsetzungen unter Punkt 5.3 sind Schnitthecken 
in den mit M3.3 bezeichneten Flächen mit einer Höhe von mindestens 
1,5 m zu pflanzen, zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten.  
Ausgenommen hiervon sind die Bereiche innerhalb der im 
Bebauungsplan dargestellten Sichtfelder.  
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III. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 
Bauverbotszone 
Entsprechend § 9 Abs. 1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) dürfen 
entlang der Bundesstraße B 236 in einer Entfernung bis zu 20 m, 
gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, Hochbauten 
jeder Art nicht errichtet werden. 

 

Anbaubeschränkungszone 
Des Weiteren gelten gemäß § 9 Abs. 2 FStrG zu der angrenzenden 
Bundesstraße B 236 Anbaubeschränkungszonen in einer Breite von 
40 m, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn. Innerhalb 
dieser nachrichtlich in die Planzeichnung übernommenen 
Anbaubeschränkungszone bedürfen im Übrigen Baugenehmigungen 
oder nach anderen Vorschriften notwendige Genehmigungen der 
Zustimmung der obersten Landesstraßenbaubehörde, wenn bauliche 
Anlagen errichtet, erheblich geändert oder anders genutzt werden sollen. 

 

 

 

IV. HINWEISE 
1. Grundwasser 

Im Plangebiet ist mit hohen Grundwasserständen zu rechnen.  
Gemäß § 49 Wasserhaushaltsgesetz sind Arbeiten, die so tief in den 
Boden eindringen, dass sie sich unmittelbar oder mittelbar auf die 
Bewegung, die Höhe oder die Beschaffenheit des Grundwassers 
auswirken können, dem Kreis Unna, Fachbereich Natur und Umwelt, 
Sachgebiet Wasser und Boden, einen Monat vor Baubeginn schriftlich 
anzuzeigen. Dies gilt insbesondere für unterkellerte Gebäude, die im 
Grundwasserschwankungsbereich liegen. Sollten für diese Bauvorhaben 
bauzeitliche Grundwasserabsenkungen erforderlich werden, ist hierfür 
statt der Anzeige nach § 49 Wasserhaushaltsgesetz direkt eine 
wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 Wasserhaushaltsgesetz beim Kreis 
Unna, Fachbereich Natur und Umwelt, Sachgebiet Wasser und Boden, 
zu beantragen. Für dauerhafte Grundwasserabsenkungen mittels 
Gebäudedrainagen mit Einleitungen in das Kanalnetz bzw. in die 
Auenlandschaft kann keine Erlaubnis in Aussicht gestellt werden. 
 

2. Bodendenkmäler 
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/ oder 
naturgeschichtliche Bodenfunde, d. h., Mauern, alte Gräben, Einzelfunde 
aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen 
Bodenbeschaffenheit), Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse 
tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit 
entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der 
Gemeinde als Untere Denkmalbehörde und / oder dem LWL - 
Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe (Tel.: 02761/9375-0, Fax: 
02761/93750-20) unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte 
mind. 3 Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16 
DSchG NW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden 
freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist 
berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für die 
wissenschaftliche Forschung bis zu 6 Monate in Besitz zu nehmen (§ 16 
Abs. 4 DSchG NW). 
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3. Kampfmittel 
Nach erfolgter Flächenüberprüfung liegen keine Hinweise auf eine 
Kampfmittelbelastung des Plangebietes vor. Ist bei der Durchführung der 
Bauvorhaben der Erdaushub verfärbt oder werden verdächtige 
Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen und es ist 
unverzüglich der Kampfmittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe durch 
die örtliche Ordnungsbehörde oder die Polizei zu verständigen.  
Auf der nördlich an das Plangebiet angrenzenden Fläche hat in der 
Vergangenheit eine Bombardierung stattgefunden. Bei 
Inanspruchnahme der Fläche wird eine Sondierung der zu bebauenden 
Flächen und Baugruben im Bereich der Bombardierung empfohlen.  
 

4. Bergbau 
Die Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegen über dem 
auf Steinkohle verliehenen Bergwerksfeld „Aachen VII“ sowie über dem 
auf Raseneisenstein verliehenen, inzwischen jedoch erloschenen, 
Distriktfeld „Gewerkschaft Eisenhütte Westfalia“.  
Eigentümerin des Bergwerksfeldes „Aachen VII“ ist die RAG 
Aktiengesellschaft, Im Welterbe 10, 45141 Essen. Die 
Rechtsnachfolgerin der letzten Eigentümerin des bereits erloschenen 
Bergwerksfeldes „Gewerkschaft Eisenhütte Westfalia“ ist die Caterpillar 
Global Mining Europe GmbH, Industriestraße 1, 44534 Lünen. 
 
Hinsichtlich der bergbaulichen Situation und der 
Bergschadensgefährdung ist in den derzeit bekannten Unterlagen kein 
umgegangener Bergbau dokumentiert. 
 

5.  Satzung der Stadt Selm über Stellplätze, Fahrradabstellplätze und 
Stellplatzablöse (Stellplatz- und Stellplatzablösesatzung) 
Die Stellplatz- und Stellplatzablösesatzung muss entsprechend 
berücksichtigt werden. 
 

6.  Polizeiliche Beratung  
Zwecks Vermeidung von Einbrüchen und sonstigen Eigentumsdelikten 
sind individuelle, objektbezogene Beratungen der Bauherren durch die 
Kreispolizeibehörde empfehlenswert. Die polizeilichen Beratungen sind 
wettbewerbsneutral und kostenlos. 
 

7.  Immissionen 
Im Umfeld des Plangebietes befinden sich landwirtschaftlich genutzte 
Flächen. Es kann saisonbedingt durch Ernte- und Düngearbeiten zu 
Beeinträchtigungen durch Immissionen kommen. Diese Immissionen 
sind allgemein zulässig und hinzunehmen. 
 

8.  Artenschutz 
Die festgesetzte öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
„Naturerfahrungsraum, Regenrückhaltung und ökologischer Ausgleich“ 
ist im Übergang zur freien Landschaft einzuzäunen. Es ist mindestens 
ein zu öffnender Durchgang für die Bewirtschaftung einzubauen.  
 

9. Din-Vorschriften und sonstige technische Regelwerke 
DIN – Vorschriften, sonstige technische Regelwerke und Richtlinien, auf 
die in den textlichen Festsetzungen dieses Bebauungsplanes verwiesen 
wird, sind jeweils in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung 
anzuwenden und werden zusammen mit dem Bebauungsplan bei der 
Stadt Selm, Amt für Stadtentwicklung und Bauen, Amtshaus Bork, 
Adenauerplatz 2, 59379 Selm während der Öffnungszeiten zur 
Einsichtnahme bereitgehalten. 
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V. PFLANZLISTEN 
Bei der Umsetzung der Begrünungs- und Pflanzmaßnahmen können die 
Arten der beigefügten Pflanzenlisten verwendet werden. Die Listen sind 
nicht abschließend. 

 

Pflanzliste A 

• Hainbuche (Carpinus betulus)  
• Schlehe (Prunus spinosa) 
• Weißdorn (Crataegus monogyna o. laevigata)  
• Hundsrose (Rosa canina) 
• Roter Hartriegel (Cornus sanguinea)  
• Schwarzer Holunder (Sambucus nigra) 
• Hasel (Corylus avellana)  
• Faulbaum (Rhamnus fragula) 
• Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus)  
• Traubenholunder (Sambucus racemosa) 
• Liguster (Ligustrum vulgare) 

Pflanzqualität: mindestens 2-fach verpflanzt, 50 - 80 cm hoch 

 

Pflanzliste B 

• Apfelsorten: Weißer Klarapfel, Gravensteiner, Jakob Fischer, 
Croncels, Grahams Jubiläumsapfel, Dülmener Rosenapfel, 
Schöner aus Wiedenbrück, Jakob Lebel, Harberts Renette, 
Gelber Edelapfel, Geflammter Kardinal, Ingrid Marie, 
Goldparmäne, Kardinal Bea, Graue Herbstrenette, Freiherr v. 
Berlepsch, Rote Sternrenette, Luxemburger Renette, Schöner 
aus Boskoop, Roter Boskoop, Roter Bellefleur, Kaiser Wilhelm, 
Weißer Glockenapfel, Winterrambour, Brettacher, Westfälischer 
Gülderling, Horneburger, Bohnapfel, Rheinischer Krummstiel, 
Ontarioapfel 

• Birnensorten: Bunte Julibirne, Frühe aus Trevoux, Clapps 
Liebling, Gute Graue, Williams Christbirne, Gellerts Butterbirne, 
Griesbirne, Westfälische Speckbirne, Conference, Köstliche aus 
Charneu, Vereins-Dechantsbirne, Pastorenbirne, Alexander 
Lucas, Bergamotte, Winterkürtelbirne 

• Süßkirschensorten: Kassins Frühe, Große Prinzessin, Büttners 
Rote Knorpelkirsche, Hedelfinger Riese, Schneiders Späte 
Knorpelkirsche, Große Schwarze Knorpelkirsche 

• Pflaumensorten: Ontariopflaume, Königin Viktoria, Bühler 
Frühzwetschge, Wangenheims Frühzwetschge, 
Hauszwetschge, Anna Späth 

• Mirabellensorten: Mirabelle von Nancy, Große grüne Reneklode, 
Oullins Reneklode 

Pflanzqualität: Hochstamm, Höhe 180 - 200 cm 

 

Pflanzliste C 

• Rotbuche (Fagus sylvatia)  
• Spitzahorn (Acer platanoides) 
• Vogelkirsche (Prunus avium)  
• Winterlinde (Tilia cordata) 
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• Stieleiche (Quercus robur)  
• Traubeneiche (Quercus petraea) 

Pflanzqualität: Hochstamm, mindestens 2-fach verpflanzt, 
Stammumfang 16 - 18 cm 

 

 

 

RECHTSGRUNDLAGEN  
Für diesen Plan gelten folgende Vorschriften: 

 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), in der zum Satzungsbeschluss gültigen 
Fassung, 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3789), in der zum Satzungsbeschluss gültigen 
Fassung, 

Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) 
Planungssicherstellungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20.05.2020 (BGBl. I S. 1041), in der zum Satzungsbeschluss gültigen 
Fassung, 

Bei diesem Planungsverfahren wird von dem Planungssicherstellungs-
gesetzes (PlanSiG), das am 29. Mai 2020 in Kraft getreten ist, und nunmehr 
durch Gesetz vom 18.März 2021 zur Verlängerung der Geltungsdauer des 
Planungssicherstellungsgesetzes und der Geltungsdauer dienstrechtlicher 
Vorschriften bis zum 31.12.2022 verlängert wurde, Gebrauch gemacht. 

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung 
des Planinhalts 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I 
S. 58), in der zum Satzungsbeschluss gültigen Fassung, 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666 / 
SGV. NRW. 2023), in der zum Satzungsbeschluss gültigen Fassung; 

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 
2018 – BauO NRW 2018) vom 21.07.2018 in der zum Satzungsbeschluss 
gültigen Fassung, 
 
Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen - Landeswassergesetz 
(LWG NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926), in 
der zum Satzungsbeschluss gültigen Fassung. 

Anwendung des Gesetzes zur Umsetzung der UVP-Änderungsrichtlinie, 
der IVU-Richtlinie sowie weiterer EG-Richtlinien zum Umweltschutz (UVP / 
IVU-G) im Bereich des Immissionsschutzrechts. Gemeinsamer Runderlass 
des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz des Ministeriums für Wirtschaft und Mittelstand, Energie 
und Verkehr vom 01.08.2002 (MBI. NRW 2002 S. 1008). 
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